
wirklich!“2 Dieser Forderung kann das Bezirksgericht 
nicht gerecht werden, wenn die Parteibeschlüsse am 
Ende des Erkenntnisprozesses stehen, wenn ihnen nur 
noch die Funktion zukommt, vor der Beschlußfassung 
in der Diskussion „berücksichtigt“ zu werden.
Der staatliche Leiter kann also bei der Aufstellung des 
Arbeitsplans bzw. bei der Orientierung auf die Schwer­
punkte dafür nicht von seiner Einschätzung ausgehen, 
sondern muß die Beschlüsse der Partei und der Staats­
führung zur Grundlage und zum Ausgangspunkt neh­
men.
MANFRED HAFNER, Staatsanwalt des Kreises Seelow

II
Die vorstehende kritische Zuschrift des Genossen 
H a f n e r  zeigt, daß wir in dem redaktionellen Bericht 
bei der sehr konzentrierten Darstellung der Methode 
der Quartalsarbeitsplanung im Bezirksgericht Frank­
furt (Oder) Formulierungen verwendet haben, die zu 
Mißverständnissen führen. Bei isolierter Betrachtung 
des erwähnten Absatzes kann tatsächlich der falsche 
Eindruck entstehen, als würden im Bezirksgericht 
Frankfurt (Oder) die Parteibeschlüsse erst bei der 
Schlußberatung des Arbeitsplans im Präsidium „be­
rücksichtigt“.
Nun können in einem Tagungsbericht unmöglich die 
Ausführungen der Diskussionsredner vollständig wie­
dergegeben werden. Aus Raumgründen haben wir des-
2 E. Honecker, a. a. O., S. 17.

halb an dieser Stelle des Berichts darauf verzichtet, 
die bereits vorher dargelegte, von allen Diskussions­
rednern in der Plenartagung unterstrichene Forderung 
zu wiederholen, daß die Parteibeschlüsse Grundlage 
der täglichen Arbeit der Gerichte sein müssen und daß 
aus ihnen konkrete Schlußfolgerungen zur Erhöhung 
des Niveaus der eigenen Arbeit zu ziehen sind.
Der Direktor des Bezirksgerichts Frankfurt (Oder), Ge­
nosse N a s a r o w , ging in seinem Diskussionsbeitrag 
ebenfalls von dieser Position aus und behandelte dann 
in diesem Zusammenhang die Methode der Quartals­
arbeitsplanung. Dabei hob er insbesondere hervor, daß 
in der Beratung des Präsidiums „die Notwendigkeit 
der geplanten Aufgaben, die dabei zu berücksichtigen­
den Zusammenhänge sowie die Maßnahmen zur Durch­
führung der Aufgaben an Hand der Beschlüsse der 
Partei und Regierung sowie der Arbeitspläne des Ober­
sten Gerichts und des Ministeriums der Justiz einge­
hend begründet werden müßten, damit jeder seine 
konkrete Aufgabe als Teil der Gesamtaufgaben be­
greift“. Mit diesem Hinweis wollte Nasarow sichtbar 
machen, daß die Parteibeschlüsse während des gesam­
ten Prozesses der Ausarbeitung, Diskussion, Erläute­
rung und Durchführung des Arbeitsplans Grundlage 
und Maßstab sind.
Es geht dem Bezirksgericht Frankfurt (Oder) also nicht 
um eine bloß formale, nachträgliche „Berücksichtigung“ 
der Parteibeschlüsse, sondern um deren schöpferische 
Verwirklichung in der gesamten gerichtlichen Tätig­
keit.

Die Redaktion
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Die Volkskammer der DDR wählte in ihrer 2. Sitzung 
am 14. Juli 1967 erneut Dr. Heinrich T o e p l i t z  zum 
Präsidenten des Obersten Gerichts, Walter Z i e g l e r  
und Dr. Hans R e i n w a r t h  zu Vizepräsidenten des 
Obersten Gerichts sowie Dr. Josef S t r e i t  als General­
staatsanwalt der DDR. Ferner wurden 44 Richter und 
Militärrichter des Obersten Gerichts sowie 38 Schöffen 
des Senats für Arbeitsrechtssachen des Obersten Ge­
richts neugewählt bzw. wiedergewählt.

*

Das Präsidium des Obersten Gerichts schätzte in sei­
ner Sitzung am 14. Juni 1967 die Ergebnisse der 14. Ple­
nartagung (vg! NJ 1967 S. 361) ein und nahm einen 
Zwischenbericht über die Vorbereitung der 16. Plenar­
tagung zu Fragen der Leitungstätigkeit des Obersten 
Gerichts und der Bezirksgerichte entgegen. Ferner 
wurden erste Schlußfolgerungen der Redaktion „Neue 
Justiz“ aus dem VII. Parteitag der SED für die künf­
tige Gestaltung der Zeitschrift beraten. Dem Vorschlag, 
regelmäßig kurze Informationen über wichtige Auf­
gaben und Arbeitsergebnisse der drei zentralen Rechts­
pflegeorgane zu veröffentlichen, wurde zugestimmt.

*

Das Kollegium für Zivil-, Familien- und Arbeitsrech,ts- 
sachen des Obersten Gerichts beschäftigte sich am
5. Juni 1967 unter Teilnahme von Vertretern des Gene­
ralstaatsanwalts, des Ministeriums der Justiz und des 
Instituts für Arbeitsrecht der Humboldt-Universität 
Berlin mit zwei Problemen der Rechtsanwendung. 
Hinsichtlich der Frage, ob bzw. unter welchen Voraus­
setzungen Ingenieur-Ökonomen Anspruch auf die sog. 
Treueprämie gemäß der 5. DB zur VO zur Entwick­
lung einer fortschrittlichen demokratischen Kultur des 
deutschen Volkes und zur weiteren Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Intelligenz vom 
24. Januar 1956 (GB! I S. 163) haben, stimmte das Kol­
legium der Vorlage des Senats für Arbeitsrechtssachen 
zu. Ferner wurden Rechtsfragen erörtert, die bei Ar­
beitsunfällen von Strafgefangenen bzw. Arbeitspflich­
tigen und bei schuldhafter Schädigung des Vermögens 
von Betrieben durch Strafgefangene bzw. Arbeits­

pflichtige während des Einsatzes in Betrieben, die 
nicht zur Vollzugseinrichtung gehören, auftreten.

*

Der Konsultativrat für LPG-Recht beim 1. Zivilsenat 
des Obersten Gerichts befaßte sich in seiner Tagung 
am 2. Juni 1967 mit Problemen, die sich in der Pra­
xis der Kreis- und Bezirksgerichte sowie in Vorberei­
tung neuer LPG-Musterstatuten ergeben haben. Im 
Mittelpunkt der Erörterungen standen Fragen der Mit­
gliedschaft, der Rechte der Mitgliederversammlung, der 
Ausgestaltung der mit der genossenschaftlichen Arbeit 
zusammenhängenden Rechte der Mitglieder sowie der 
Klärung unterschiedlicher Auffassungen zwischen Mit­
glied und Genossenschaft. Ferner wurde die Frage be­
handelt, ob die LPG die Zustimmung zur Beendigung 
des Mitgliedschaftsverhältnisses von der Räumung ge­
nossenschaftseigenen oder anderen Wohnraums abhän­
gig machen kann.

*

Der Konsultativrat für Familienrecht beim 1. Zivilsenat 
des Obersten Gerichts beriet am 20. Juni 1967 einige 
Probleme, die zum Teil mit den auf der 13. Plenar­
tagung des Obersten Gerichts behandelten Komplexen 
Zusammenhängen (vg! NJ 1967 S. 244). So wurden u. a. 
vermögensrechtliche Fragen, die die Aufgaben des 
Liegenschaftsdienstes betreffen, und einige Probleme 
zur Feststellung der Vaterschaft nach dem Tode des 
Erzeugers erörtert (vg! NJ 1967 S. 409 und 418). Ferner 
wurde darüber diskutiert, wie bei einer Klage auf 
Aufhebung der Annahme an Kindes Statt zu ver­
fahren ist, wenn dem Kläger die annehmenden Eltern 
nicht namentlich bekannt sind; ob es auch nach dem 
FGB wie in der Vergangenheit nach § 17 HausratsVO 
möglich ist, die Entscheidung über die Ehewohnung 
nachträglich zu ändern, wenn das Erziehungsrecht ge­
mäß § 48 FGB dem anderen Elternteil übertragen 
wird; ob einstweilige Anordnungen nach §§ 9, 25 
FVerfO bei Unterhaltsabänderungsklagen zu erlassen 
sind, um die Zwangsvollstreckung einstweilen einzu­
stellen, und ob auch weiterhin einstweilige Verfügun­
gen zur Regelung familienrechtlicher Konflikte zulässig 
sind.
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